
Änderung des Steuergesetzes
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am .....)

I.

GS  VI C/1/1,  Steuergesetz  (StG)  vom  7. Mai 2000  (Stand  1. Januar 2023), 
wird wie folgt geändert:

Art.  13 Abs. 3
3 Die Steuer wird nach den jährlichen, in der Bemessungsperiode im In- und 
Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten der steuerpflichtigen Person 
und der von ihr unterhaltenen Personen, mindestens aber nach dem höchs-
ten der folgenden Beträge bemessen:
1. (geändert) 421 700 Franken;

Art.  20 Abs. 8 (neu)
8 Absatz 3 gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapitalbands 
nach  Artikel  653s  bis  Artikel  653v  des  Obligationenrechts  (OR)1) geleistet 
werden, nur soweit sie die Rückzahlungen von Reserven im Rahmen dieses 
Kapitalbandes übersteigen.

Art.  24 Abs. 1
1 Steuerfrei sind:
9a. (geändert) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von 5200 

Franken für Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der 
Kernaufgaben der Feuerwehr, wie Übungen, Pikettdienste, Kurse, In-
spektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, Brandbekämpfung, all-
gemeine  Schadenwehr,  Elementarschadenbewältigung.  Ausgenom-
men sind Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszulagen und Ent-
schädigungen  für  administrative  Arbeiten  und  für  Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig erbringt;

11a. (geändert) die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von 1 038 300 Fran-
ken aus der Teilnahme an Grossspielen, die nach dem BGS zugelas-
sen sind,  und aus  der  Online-Teilnahme an Spielbankenspielen,  die 
nach dem BGS zugelassen sind;

13. (neu) Einkünfte  aufgrund des Bundesgesetzes  über Überbrückungs-
leistungen für ältere Arbeitslose2).

1) SR 220
2) SR 837.2

SBE 1

https://gesetze.gl.ch/data/VI-C.1.1/de
http://db.clex.ch/link/Bund/837.2/de
http://db.clex.ch/link/Bund/220/de


Art.  27 Abs. 2, Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu)
2 Dazu gehören insbesondere:
7. (neu) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck 

haben.
3 Nicht abziehbar sind insbesondere:
1. (neu) Zahlungen von Bestechungsgeldern  im Sinne  des  schweizeri-

schen Strafrechts;
2. (neu) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegen-

leistung für die Begehung von Straftaten;
3. (neu) Bussen und Geldstrafen;
4. (neu) finanzielle  Verwaltungssanktionen, soweit  sie einen Strafzweck 

haben.
4 Sind Sanktionen  nach Absatz  3  Ziffer  3  und 4 von einer  ausländischen 
Straf-  oder  Verwaltungsbehörde verhängt  worden,  so  sind sie abziehbar, 
wenn:
1. die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; oder
2. die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumutbare 

unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

Art.  31 Abs. 1, Abs. 3 (geändert)
1 Von den Einkünften werden abgezogen:
10. (geändert) die  nachgewiesenen  Kosten,  jedoch  höchstens 

25 000 Franken,  für  die  Drittbetreuung  jedes  Kindes,  welches  das 
14. Altersjahr  noch nicht  vollendet hat  und mit  der  steuerpflichtigen 
Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, so-
weit diese Kosten in direktem und kausalem Zusammenhang mit der 
Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfähigkeit der steuerpflich-
tigen Person stehen;

11. (geändert) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamt-
betrag von 10 300 Franken an politische Parteien, die:
Unteraufzählung unverändert.

12. (geändert) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, 
einschliesslich  der  Umschulungskosten,  bis  zum Gesamtbetrag  von 
12 700 Franken, sofern:
Unteraufzählung unverändert.

3 Von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen,  welche 
nicht nach Artikel 24 Ziffern 11–12 steuerfrei sind, werden 5 Prozent, jedoch 
höchstens 5200 Franken, als Einsatzkosten abgezogen. Von den einzelnen 
Gewinnen aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen nach Artikel 24 
Ziffer 11a werden die vom Online-Spielerkonto abgebuchten Spieleinsätze 
im Steuerjahr, jedoch höchstens 26 000 Franken abgezogen.
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Art.  45 Abs. 1
1 Vom Reinvermögen werden für die Berechnung des steuerbaren Vermö-
gens abgezogen:
1. (geändert) 100 000 Franken für alleinstehende Steuerpflichtige;
2. (geändert) 200 000 Franken für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten 

sowie verwitwete,  gerichtlich oder  tatsächlich getrennt lebende,  ge-
schiedene und ledige Steuerpflichtige, die allein mit Kindern im Sinne 
von Artikel 33 dieses Gesetzes zusammenleben;

Art.  47 Abs. 1 (geändert), Abs. 1a (neu), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (auf-
gehoben), Abs. 4 (geändert)

Anpassung Tarife und Abzüge (Sachüberschrift geändert)
1 Bei den Steuern vom Einkommen und Vermögen der natürlichen Personen 
werden die Folgen der kalten Progression durch gleichmässige Anpassung 
der Tarifstufen gemäss Artikel 34 und der in Frankenbeträgen festgesetzten 
Abzüge vom Einkommen gemäss den Artikeln 31, 33 und 45 voll ausgegli-
chen. Die Beträge sind auf 100 Franken auf- oder abzurunden.
1a Der Regierungsrat passt die Tarifstufen und die Abzüge jährlich an den 
Landesindex  der  Konsumentenpreise an.  Massgebend ist der  Indexstand 
am 30. Juni vor Beginn der Steuerperiode. Bei negativem Teuerungsverlauf 
ist eine Anpassung ausgeschlossen. Der auf eine negative Teuerung folgen-
de Ausgleich erfolgt auf Basis des letzten Ausgleichs.  Ausgegangen wird 
vom Indexstand per 30. Juni 2022.
2 Aufgehoben.
3 Aufgehoben.
4 Der Regierungsrat kann zwecks Koordination mit der direkten Bundessteu-
er bei Artikel 13 Absatz 3 Ziffer 1, Artikel 24 Absatz 1 Ziffern 9a, 11a und 12, 
Artikel 26 Absatz 1 Ziffer 3 und Artikel 31 eine Anpassung ungeachtet der 
Voraussetzungen von Absatz 1 vornehmen.

Art.  64 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu)
1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbesondere:
1. (geändert) eidgenössische, kantonale und kommunale Steuern;
6. (geändert) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, 

einschliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals;
7. (neu) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck 

haben.
2 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbesondere:
1. (neu) Zahlungen  von  Bestechungsgeldern  im Sinne  des  schweizeri-

schen Strafrechts;
2. (neu) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegen-

leistung für die Begehung von Straftaten;
3. (neu) Bussen;
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4. (neu) finanzielle  Verwaltungssanktionen, soweit  sie einen Strafzweck 
haben.

3 Sind Sanktionen nach Absatz 3 Buchstaben c und d von einer ausländi-
schen Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abzieh-
bar, wenn:
1. die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; oder
2. die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumutbare 

unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

Art.  83 Abs. 4 (neu)
4 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist der 
steuerbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist der durch-
schnittliche Devisenkurs (Verkauf) der Steuerperiode.

Art.  84 Abs. 3 (neu)
3 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist das 
steuerbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist der Devi-
senkurs (Verkauf) am Ende der Steuerperiode.

II.

GS  VI A/2/1, Gesetz über den Finanzausgleich zwischen dem Kanton und 
den  Gemeinden  (Finanzausgleichsgesetz,  FAG)  vom  2. Mai 2010  (Stand 
1. Januar 2023), wird wie folgt geändert:

Art.  13b (neu)

Verlängerung der Übergangsbestimmung zur Änderung vom 5. Mai 2019
1 Die Übergangsbestimmungen gemäss Artikel 13a Absätze 1 und 2 werden 
für die Jahre 2024–2026 verlängert.
2 Der  jährliche  Ausgleichsbeitrag  zugunsten  der  ressourcenschwachen 
Gemeinden gemäss Artikel 13a Absatz 1 beträgt in  den Jahren 2024–2026 
1,5 Millionen Franken.
3 Der Regierungsrat erstattet  dem Landrat bis spätestens Dezember 2025 
Bericht  über  die Auswirkungen der Umsetzung des Bundesgesetzes über 
die Steuerreform und die AHV-Finanzierung (STAF) im Kanton Glarus und 
die  Wirksamkeit  des  Finanzausgleichs.  Er  beantragt  unbefristete  Aus-
gleichsmassnahmen.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.
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IV.

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2024 in Kraft mit folgenden Ausnah-
men:
Am 1. Januar 2023 treten in Kraft: Im Erlass VI C/1/1: Art. 24 Abs. 1, Art. 31 
Abs. 1, Art. 31 Abs. 3, Art. 47, Art. 47 Abs. 1, Art. 47 Abs. 1a, Art. 47 Abs. 2, 
Art. 47 Abs. 3, Art. 47 Abs. 4.

 5


